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Verhandeln statt verordnen 

Am 3. März 2008 führten Vertreterinnen und Vertreter des 

DGB und der Gewerkschaften ver.di, GEW und GdP ein Ge-

spräch mit Finanzminister Jens Bullerjahn. Anlass des Ge-

sprächs war die Umsetzung der Forderung des DGB nach ei-

ner Verbesserung des beamtenrechtlichen Beteiligungsver-

fahrens. Mit der Umsetzung der Föderalismusreform zum 

1.9.2006 hat das Land die abschließenden Zuständigkeiten 

für die Besoldung, Versorgung und das Laufbahnrecht erhal-

ten. Bundeseinheitliche Vorgaben existieren nicht mehr. 

Die Gesprächspartner einigten sich darauf, jetzt zügig die 

Vereinbarung abzuschließen.  

Danach sollen die Gewerkschaften in einem echten Verhand-

lungsverfahren beteiligt werden, bevor Änderungen durch 

Gesetz, Verordnung oder Erlass in Kraft 

gesetzt werden.  

Bisher sieht der § 94 Beamtengesetz ledig-

lich vor, dass die Spitzenorganisationen 

angehört werden müssen.  


